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Wassertisch fordert, Veolia von der S-Bahn-Vergabe 
auszuschließen. 
 

Der Berliner Senat hat beschlossen, Teilstrecken der S-Bahn ausschreiben. 
Senatskreise halten nach Zeitungsberichten den Noch-Miteigentümer der Berliner 
Wasserbetriebe, Veolia, für einen geeigneten Bewerber. 
 
(Berlin, 21. Juni 2012) 1999 haben CDU und SPD in skandalösen Geheimverträgen die 
Berliner Wasserbetriebe teilprivatisiert. 13 Jahre sah die Berliner Politik tatenlos zu, wie 
die Wasserbetriebe unter der betrieblichen Führung der privaten Konzerne Veolia und 
RWE skrupellos das Wassermonopol ausnutzten, um ihren Eigentümern die Taschen zu 
füllen. Erst das Gesetz zur Offenlegung der Wasserverträge, von 666 Tausend 
Berlinerinnen und Berlinern erlassen, bereitete den politischen Raum für das Bundes-
kartellamt vor, das dann das Treiben beendet und aufgedeckt hat, dass Senat und 
Konzerne missbräuchlich überhöhte Preise von 21 Prozent erhoben haben. Nach der 
Preissenkungsverfügung der Kartellbehörde verloren die Abzieher-Konzerne ihr Interesse 
an den Wasserbetrieben. Jetzt stellt die gleiche Koalition die Weichen, damit sich Veolia 
an den S-Bahnpreisen bedienen kann. Dazu Wolfgang Rebel, Sprecher des Wassertischs: 
„Veolia hat jahrelang missbräuchlich überhöhte Wasserpreise genommen. Ein solch 
raffgieriger Konzern hat in Berlin nichts verloren.“ 
 
Der Öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) gehört nach Ansicht des Berliner 
Wassertischs ebenso wie das Wasser zur Daseinsvorsorge, die nicht nach 
Gewinnkriterien betrieben werden sollte. Private Konzerne interessieren sich nur für 
rentable Strecken. Unrentable Strecken müssten dann von der Stadt finanziert werden, 
ohne durch Gewinne von profitablen Routen ausgeglichen werden zu können. Es ist für 
jeden absehbar, dass sich mit einer solchen Politik das Haushaltsdefizit auf Dauer nur 
vergrößern lässt. Die Zeche zahlen wie immer die Berliner Bürger. Dem Bürgerentscheid 
durch das S-Bahn-Volksbegehren hingegen wird mit der Senatsentscheidung in 
unzulässiger Weise vorgegriffen. Wolfgang Rebel kommentiert die Fortsetzung des 
städtischen Ausverkaufs durch SPD und CDU für den Berliner Wassertisch: „Das 
Argument, dass die privaten Betreiber von den Politikern beaufsichtigt werden könnten, 
entspricht leider nicht der Realität. Die Berliner Politik hat in den vergangenen Jahren bei 
den Wasserbetrieben eindrucksvoll bewiesen, dass sie nicht willens oder in der Lage ist, 
die Bürger wirkungsvoll vor der Geldgier der Konzerne zu schützen.“  
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